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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 SB 63/97
Datum 09.11.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 SB 2/01
Datum 18.07.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 09.
November 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die HÃ¶he des bei der KlÃ¤gerin festzustellenden Grades
der Behinderung (GdB) nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX).

Die am â�¦ geborene KlÃ¤gerin beantragte am 27.07.1995 bei dem Beklagten,
Feststellungen nach dem Schwerbehindertengesetz (SchwbG) zu treffen. Als
GesundheitsstÃ¶rungen gab sie WirbelsÃ¤ulenbeschwerden, Depressionen,
SchlafstÃ¶rungen, Folgen nach einer SchilddrÃ¼senentfernung sowie ein Carpal-
Tunnel-Syndrom an. Der Beklagte holte einen Befundbericht von Dipl.-Med. B â�¦,
FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, vom Arzt fÃ¼r Allgemeinmedizin P
â�¦, dem Arztberichte von Dipl.-Med. B â�¦, Dr. L â�¦ und Dipl.-Med. Pe â�¦ beilagen,
sowie einen Befundbericht von Dipl.-Med. Pe â�¦, Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die, ein.
Dipl.-Med. B â�¦ stellte bei der KlÃ¤gerin ein depressives Syndrom mit Angst- und

                             1 / 10



 

UnruhezustÃ¤nden und SchlafstÃ¶rungen bei Arbeitslosigkeit und
Partnerschaftskonflikten fest. Psychorelevante Symptome hÃ¤tten nicht bestanden.
Es handele sich um eine reaktive Depression. Dr. L â�¦, Facharzt fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie, konnte im Bereich der rechten Hand der KlÃ¤gerin hinsichtlich
Motorik, SensibilitÃ¤t und Koordination keine AuffÃ¤lligkeiten feststellen. Trotz des
etwas atypischen Beschwerdebildes habe sich rechts ein deutliches Carpal-Tunnel-
Syndrom dargestellt. Nach Auskunft von Dipl.-Med. Pe â�¦ bestehe auch eine
Rhizarthrose beidseits sowie ein therapieresistentes lumbales Schmerzsyndrom bei
Verdacht auf Segmentlockerung im Segment L 4/L 5 mit Retrolisthesis von L 5
gegenÃ¼ber L 4 um etwa 5 mm auf der Grundlage einer Osteochondrosis
intervertebralis.

Mit Bescheid vom 28.02.1996 stellte der Beklagte bei der KlÃ¤gerin eine
Behinderung mit einem GdB von 50 unter BerÃ¼cksichtigung folgender
Behinderungen fest:

1. Seelische StÃ¶rung

2. Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule

3. MittelnervendruckschÃ¤digung rechts (Carpal-Tunnel-Syndrom)

Bei der Bemessung des Gesamt-GdB ging der Beklagte von einem Einzel-GdB fÃ¼r
die seelische StÃ¶rung von 40, fÃ¼r die Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule
von 20 und fÃ¼r die MittelnervendruckschÃ¤digung rechts von 10 aus.

Gegen den Bescheid legte die KlÃ¤gerin am 22.03.1996 Widerspruch ein. Die
erheblichen FunktionsstÃ¶rungen verschiedener Wirbelbereiche mit einem Einzel-
GdB von 20 sei zu ungÃ¼nstig bewertet. Gerade die sich hieraus ergebende
erhebliche Schmerzsymptomatik mit radikulÃ¤ren AusfÃ¤llen fÃ¼hre zu
regelmÃ¤Ã�iger Notwendigkeit der orthopÃ¤dischen Behandlung. ErgÃ¤nzend und
integrierend zu bewerten seien auch noch die sich aus der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung der Handgelenke ergebenden Behinderungen, so dass
hier insgesamt ein GdB von mehr als 50 vorliege.

Der Beklagte holte im Widerspruchsverfahren einen weiteren Befundbericht von
Dipl.-Med. Pe â�¦ ein. Dieser gab als weitere Diagnose "schnellender Finger 2 und 4,
schnellender Daumen rechts" an. FÃ¼r 01/97 sei die operative Revision im Bereich
der schnellenden Finger und des schnellenden Daumens geplant. Weiterhin lag dem
Beklagten das im Rentenverfahren erstellte nervenÃ¤rztliche Gutachten von Dr. V
â�¦, Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, vom 03.06.1996 sowie die
Stellungnahme hierzu von Dr. H â�¦ vom Sozialmedizinischen Dienst C â�¦ vom
13.06.1996 vor. Den Widerspruch der KlÃ¤gerin wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 27.02.1997 zurÃ¼ck. Die Feststellung eines hÃ¶heren
Einzel- bzw. Gesamt-GdB als 50 lasse sich aus versorgungsÃ¤rztlicher Sicht nicht
begrÃ¼nden. Das Lendenwirbelsyndrom mit mittelgradigen funktionellen
Auswirkungen bei Segmentlockerung L 4/L 5 und das Carpal-Tunnel-Syndrom rechts
seien nach den vorliegenden Befunden ausreichend bewertet. Weitere
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FunktionsstÃ¶rungen, die im Sinne des SchwbG zu berÃ¼cksichtigen seien, lÃ¤gen
gegenwÃ¤rtig nicht vor.

Mit der am 24.03.1997 beim Sozialgericht Chemnitz (SG) erhobenen Klage hat die
KlÃ¤gerin ihr auf Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 50 gerichtetes Begehren
weiterverfolgt.

Dem SG hat ein Befundbericht von Dr. P â�¦, der Heilentlassungsbericht der M â�¦
Klinik L â�¦, ein Auszug aus den medizinischen Daten von Dr. Ha â�¦ und Dr. J â�¦,
FachÃ¤rzte fÃ¼r Chirurgie, Unfall- und GefÃ¤Ã�chirurgie, ein Befundbericht von Dr.
L â�¦ sowie von Dipl.-Med. Pe â�¦ vorgelegen. Im Heil- entlassungsbericht vom
16.09.1997 ist festgestellt, dass der SchultergÃ¼rtel, Schulter-, Ellenbogen, Hand-
und Fingergelenke seitengleich frei beweglich und keine muskulÃ¤ren Atrophien
erkennbar seien. Rechts zeige sich Ã¼ber dem palmaren Querband eine reizlose
Narbe von 6 cm. Dr. Ha â�¦ stellte bei der KlÃ¤gerin erstmals am 10.08.1995 ein
Carpal-Tunnel-Syndrom rechts fest. Dieses wurde nach seinen Aufzeichnungen
Anfang Februar 1996 operiert. Am 20.01.1997 erfolgte eine In- und Excision des
Bandes Daumen und 4. Finger sowie eine Entfernung des Knotens Ã¼ber 4. MHK
rechts. Dr. L â�¦ stellte bei der KlÃ¤gerin im November 1997 ein deutliches Carpal-
Tunnel-Syndrom links fest. Die Beschwerden rechts seien nach der Operation stark
zurÃ¼ckgegangen.

Das SG hat Beweis erhoben und ein Gutachten auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet
von Dr. S â�¦ vom 10.08.2000 eingeholt. Diese stellte bei der KlÃ¤gerin eine
Arthrose der Daumengrund- und -sattelgelenke beiderseits, ein chronisches
Lumbalsyndrom sowie eine beginnende Coxarthrose beiderseits fest. Die Arthrose
sei mit einem GdB von 20, die Funktionsbehinderung der Lenden-Becken-Region mit
einem GdB von 10 zu bewerten. Der Gesamt-GdB werde mit 50 eingeschÃ¤tzt. Die
StÃ¶rung der Lenden-Becken-Region und der HÃ¤nde beeinflussten sich gegenseitig
nur wenig. Jedoch wirkten sich die psychische StÃ¶rung ganz sicher beeinflussend
auf das subjektive Beschwerdebild aus. Auf das Gutachten im Ã�brigen (Bl. 85 â��
96 SG- Akte) wird Bezug genommen.

Die KlÃ¤gerin hat zu dem Gutachten Stellung genommen und ist der Meinung, dass
in der Gesamtschau sicher ein GdB von 60 bis 70 vorliege. Feststellungen zu den
Auswirkungen im Hinblick auf das Carpal-Tunnel-Syndrom habe die Gutachterin
nicht getroffen.

Das SG hat auf mÃ¼ndliche Verhandlung mit Urteil vom 09.11.2000 die Klage
abgewiesen. Der Beklagte habe die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen zutreffend mit einem GdB von 50 bewertet.
Die bei der KlÃ¤gerin vorliegende seelische StÃ¶rung sei mit einem Einzel-GdB von
40, die geringgradigen BewegungseinschrÃ¤nkungen im Bereich der Hals- und
LendenwirbelsÃ¤ule mit einem GdB von 10 und die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
der HÃ¤nde mit einem Einzel-GdB von 20 zu bewerten. Hieraus resultiere ein
Gesamt-GdB von 50.

Gegen das ihr am 01.12.2000 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 29.12.2000
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beim SG Berufung eingelegt. Die Bewertung der seelischen StÃ¶rung werde nicht
mehr den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen gerecht. Das Beschwerdebild (der
seelischen StÃ¶rung) werde verstÃ¤rkt durch die Auswirkungen der Behinderung
aus den orthopÃ¤dischen Erkrankungen, insbesondere der mangelnden und
erheblich eingeschrÃ¤nkten FunktionsfÃ¤higkeit im Bereich der rechten Hand.
Gerade diese Erkrankung stelle eine ganz erhebliche Benachteiligung im
gesellschaftlichen Leben dar, die es primÃ¤r gelte nach dem SchwbG
auszugleichen. Als RechtshÃ¤nderin sei sie praktisch in allen Angelegenheiten der
Verrichtung im tÃ¤glichen Leben gehindert. FÃ¼r den Bereich der VerÃ¤nderungen
der WirbelsÃ¤ulen- und der Handgelenke sei zusammen und integrierend betrachtet
ein Einzelwert von 30 anzunehmen, so dass dieser die PrimÃ¤rbehinderung insoweit
verstÃ¤rke, als der vom Beklagten vor Jahren festgestellte GdB von 50 nicht mehr
den tatsÃ¤chlichen â�� gesundheitlichen â�� VerhÃ¤ltnissen im Rahmen des Â§ 3
SchwbG gerecht werde.

Die nicht vertretene KlÃ¤gerin beantragt (sinngemÃ¤Ã�),

das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 09.11.2000 sowie den Bescheid vom
28.02.1996 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.02.1997 abzuÃ¤ndern
und den Beklagten zu verurteilen, bei ihr eine Behinderung mit einem GdB von
wenigstens 60 anzuerkennen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Tatsachen, die auf eine
Verschlimmerung der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen schlieÃ�en lieÃ�en, mache die
KlÃ¤gerin nicht geltend.

Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sach- und Streitstand wird auf die
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen sowie auf die Verwaltungsakte des
Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte in Abwesenheit der ordnungsgemÃ¤Ã� geladenen KlÃ¤gerin
verhandeln und entscheiden (Â§Â§ 153 Abs. 1, 110 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz â��
SGG-).

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 151 SGG) ist zulÃ¤ssig, in
der Sache jedoch unbegrÃ¼ndet. Das SG hat 28.02.1996 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27.02.1997 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Die KlÃ¤gerin hat gegen
den Beklagten keinen Anspruch auf Feststellung einer Behinderung mit einem GdB
von mehr als 50.
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Der Anspruch der KlÃ¤gerin beurteilt sich nach den Vorschriften des SGB IX, das
gemÃ¤Ã� Art. 68 Abs. 1 des Gesetzes "Sozialgesetzbuch â�� Neuntes Buch â��
(SGB IX) Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen" vom 19.06.2001 (BGBl.
I Seite 1046, 1139) am 01.07.2001 in Kraft getreten ist, da fÃ¼r die vorliegende
Verpflichtungsklage die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der gerichtlichen
Entscheidung maÃ�geblich ist (BSGE 43, 1, 5).

Menschen sind gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX behindert, wenn ihre
kÃ¶rperliche Funktion, geistige FÃ¤higkeit oder seelische Gesundheit mit hoher
Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als sechs Monate von dem fÃ¼r das Lebensalter
typischen Zustand abweicht. GemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 1 Satz 1 SGB IX stellen die fÃ¼r
die DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen
BehÃ¶rden und damit der Beklagte das Vorliegen einer Behinderung und den Grad
der Behinderung fest. Die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft werden als Grad der Behinderung nach Zehnergraden abgestuft
festgestellt. Die im Rahmen des Â§ 30 Abs. 1 BVG festgelegten MaÃ�stÃ¤be gelten
entsprechend. FÃ¼r die Beurteilung ist danach maÃ�geblich, in welchem AusmaÃ�
die aus einer GesundheitsstÃ¶rung hervorgehende BeeintrÃ¤chtigung den
Betroffenen in Arbeit, Beruf und Gesellschaft behindern. Dabei sind einerseits
besonders berufliche BeeintrÃ¤chtigungen zu berÃ¼cksichtigen, andererseits
finden auch EinschrÃ¤nkungen bei der AusÃ¼bung von TÃ¤tigkeiten im Haushalt
oder in der Freizeit BerÃ¼cksichtigung. Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft vor, so ordnet Â§ 69 Abs. 3 Satz 1 SGB IX an,
dass der GdB nach den Auswirkungen der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in ihrer
Gesamtheit und unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehung
festzustellen ist.

Grundlage fÃ¼r die inhaltliche Bemessung und den Umfang einer Behinderung
sowie die konkrete Bestimmung des GdB sind im Hinblick auf die Gleichbehandlung
aller Schwerbehinderten die "Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit
im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz" (AHP)
in ihrer jeweils geltenden Fassung, die das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und
Sozialordnung zuletzt 1996 herausgegeben hat. Zwar beruhen die AHP weder auf
dem Gesetz noch auf einer Verordnung oder auch nur auf Verwaltungsvorschriften,
so dass sie keinerlei NormqualitÃ¤t haben, dennoch sind sie als antizipierte
SachverstÃ¤ndigengutachten anzusehen, die in der Praxis wie Richtlinien fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit wirken, deshalb normÃ¤hnliche Auswirkungen haben
und im Interesse einer gleichmÃ¤Ã�igen Rechtsanwendung wie untergesetzliche
Normen von den Gerichten anzuwenden sind (BSG, Urteil vom 09.04.1997 â�� 9
RVs 4/95 -, BSGE 72, 285, 286 ff.). Die AHP stellen eine der Entscheidungsfindung
dienende Grundlage der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaften zur
Bemessung sowohl des Umfanges als auch der Schwere der BeeintrÃ¤chtigung dar.
Denn in ihnen ist der medizinische Kenntnisstand fÃ¼r die Beurteilung von
Behinderungen jeweils aktualisiert wiedergegeben. Sie ermÃ¶glichen auf diese
Weise eine nachvollziehbare, dem medizinischen Kenntnisstand entsprechende
Rechtsprechung sowohl hinsichtlich des Umfanges als auch der Schwere der
BeeintrÃ¤chtigungen, die dem Gleichheitssatz genÃ¼gt. Eine Abweichung von den
AHP kann daher nur in medizinisch begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen in Betracht
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kommen. Aus vorgenannten GrÃ¼nden hat der Senat keine Bedenken, die AHP
seiner Entscheidung zugrunde zu legen.

Da fÃ¼r die vorliegende Verpflichtungsklage die Sach- und Rechtslage zum
Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung maÃ�geblich ist, sind die AHP
1996 als derzeitiger Stand des sozialmedizinischen Erfahrungswissens zugrunde zu
legen.

Der Begriff des GdB umfasst indes nicht einen medizinischen, sondern einen
rechtlichen Begriff, so dass seine Festlegung nicht Aufgabe von SachverstÃ¤ndigen
ist. Diese beruht auch nicht auf medizinischen Erfahrungen, sondern auf einer
rechtlichen Wertung von Tatsachen, die jedoch mit Hilfe von medizinischen
SachverstÃ¤ndigen festzustellen sind. Bei der erforderlichen rechtlichen
Schlussfolgerung bilden zwar die Auffassungen der SachverstÃ¤ndigen wertvolle
Fingerzeige; doch ist stets zu beachten, dass es sich dabei nicht mehr um die
ErÃ¶rterung medizinischer, sondern um eine solche rechtlicher Begriffe handelt,
welche im Streitfall den Gerichten obliegt (BSG, Urteil vom 29.08.1990 â�� 9 a/9
RVs 7/89 =SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 1).

Vor diesem rechtlichen Hintergrund ist die angefochtene Entscheidung nicht zu
beanstanden. Die KlÃ¤gerin hat fÃ¼r die bei ihr vorliegenden Behinderungen
keinen Anspruch auf Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 50. Dies ergibt sich zur
Ã�berzeugung des Senats aus dem Gesamtergebnis der Beweisaufnahme, d. h. aus
allen im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren gewonnenen medizinischen
Erkenntnissen, insbesondere aber aus dem Heilentlassungsbericht der M â�¦ Klinik L
â�¦ und dem Gutachten der gerichtlichen bestellten SachverstÃ¤ndigen.

Danach leidet die KlÃ¤gerin auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet unter einem
chronischen Cervikobrachialsyndrom bei Osteochondrosis intervertebralis und
Spondylosis deformans C 6/7 mit Uncarthrose, einem chronischen Lumbalsyndrom
bei Morbus Baastrup L 3-L 1 und Osteochondrosis intervertebralis mit initialer
Spondylosis deformans L 4/L 5 und L5/S 1, unter einer Arthrose beider
Daumengrund- und -sattelgelenke (Rhizarthorse) sowie unter einer beginnenden
Coxarthrose. Daneben besteht bei der KlÃ¤gerin eine seelische StÃ¶rung in Form
einer reaktiven Depression. Das am 23.05.1995 erstmals festgestellte Carpal-
Tunnel-Syndrom rechts ist nicht mehr nachweisbar. FÃ¼r das von Dr. L â�¦ im
November 1997 festgestellte Carpal-Tunnel-Syndrom links bestand im Zeitpunkt der
Untersuchung durch Dr. S â�¦ kein Anhalt.

FÃ¼r die Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule ist mit dem SG ein GdB von 10
anzusetzen. GemÃ¤Ã� Ziff. 26.18, S. 139, 140 AHP ist fÃ¼r WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den
mit geringen funktionellen Auswirkungen (Verformung, rezidivierende und
anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t geringen Grades, seltene
und kurzdauernd auftretende leichte WirbelsÃ¤ulensyndrome) ein GdB von 10, mit
mittelgradigen funktionellen Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt
(Verformung, hÃ¤ufig rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung
oder InstabilitÃ¤t mittleren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Tage andauernde
WirbelsÃ¤ulensyndrome) ein GdB von 20, mit schweren funktionellen Auswirkungen
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in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig rezidivierende oder
anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t schweren Grades, hÃ¤ufig
rezidivierende und Wochen andauernde ausgeprÃ¤gte WirbelsÃ¤ulensyndrome) ein
GdB von 30, mit mittelgradigen bis schweren funktionellen Auswirkungen in zwei
WirbelsÃ¤ulenabschnitten ein GdB von 40 und mit besonders schweren
Auswirkungen (z. B. Versteifung groÃ�er Teile der WirbelsÃ¤ule; anhaltende
Ruhigstellung durch Rumpforthese, die drei WirbelsÃ¤ulenabschnitte umfasst
[Milwaukee-Korsett]; schwere Skoliose [ab ca. 70Â° nach Cobb]) ein GdB von 50 bis
70 anzusetzen. Bei auÃ�ergewÃ¶hnlichen Schmerzsyndromen kann auch ohne
nachweisbare neurologische Ausfallerscheinungen ein GdB Ã¼ber 30 in Betracht
kommen. Bei der KlÃ¤gerin liegen WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit geringen
funktionellen Auwirkungen im Bereich der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule vor. Die
von Dr. S â�¦ nach der Neutral-Null-Methode gemessenen Werte im Bereich der
HalswirbelsÃ¤ule betragen bei der Retroflexion/Anteflexion
(RÃ¼ckneigen/Vorneigen) 0/0/50, bei der Rotation rechts/links 20/0/30 und bei der
Seitlage rechts/links 40/0/40. Die Normwerte einer gesunden WirbelsÃ¤ule liegen
beim Vor-/RÃ¼ckneigen bei 34 bis 45/0/35 bis 45, beim Seitneigen rechts/links bei
45/0/45 und beim Drehen rechts/links bei 60 bis 80/0/60 bis 80 (vgl. Ziff. 8 S. 16
AHP). Die GegenÃ¼berstellung der Werte zeigt, dass die KlÃ¤gerin zur
RÃ¼ckneigung des Kopfes nicht in der Lage ist, wÃ¤hrend die Vorneigung
uneingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich ist. Die Seitneigung rechts/links ist geringgradig, die
Rotationsbewegung links zur HÃ¤lfte und rechts zu zwei Drittel eingeschrÃ¤nkt.
Diesen zum Teil mittelgradigen bis erheblichen BewegungseinschrÃ¤nkungen steht
indes keine wesentliche Schmerzsymptomatik gegenÃ¼ber. Es wurde kein
Druckschmerz, kein Klopfschmerz und kein Bewegungsschmerz festgestellt. Die
paravertebrale Muskulatur war nicht verspannt. Es bestand kein Anhalt fÃ¼r eine
radikulÃ¤re Symptomatik. Auch Extrembewegungen der HalswirbelsÃ¤ule lÃ¶sten
keinen Schwindel oder Nystagmus aus. Aufgrund des Fehlens von
WirbelsÃ¤ulensyndromen war daher insgesamt nur von einer geringen funktionellen
Auswirkung im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule auszugehen. Im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule leidet die KlÃ¤gerin unter einem chronischen Lumbalsyndrom
bei Morbus Baastrup L 3/L 1 und Osteochondrosis intervertebralis mit initialer
Spondylosis deformans L 4/L 5 und L5/S 1. In diesem Bereich bestehen indes nur
geringe BewegungseinschrÃ¤nkungen. Der Finger-Boden-Abstand betrÃ¤gt nach
den Feststellungen von Frau Dr. S â�¦ 10 cm. Die Seitneigung rechts/links mit
Werten nach der Neutral-Null-Methode von 30/0/30 (normal: 30-40/0/30-40) ist
nicht, die RÃ¼ckneigung bei einem gemessenen Wert von 10Â° (normal: 30Â°) zu
zwei Drittel und die Rotation entsprechend den in der Abschlussuntersuchung der M
â�¦ Klink gemessenen Werte mit 25/0/25 (normal: 30-40/0/30-40) nur geringgradig
eingeschrÃ¤nkt. Dieses geringfÃ¼gige Bewegungsdefizit der LendenwirbelsÃ¤ule
ist mit einem lumbalen Schmerzsyndrom verbunden. Dr. S â�¦ stellte einen
interspinale Druck- und ein Bewegungsschmerz fest. Eine RadikulÃ¤rsymptomatik
bestand indes nicht. Der LaseguÃ© war beidseits negativ. Es bestanden keine Hyp-
oder ParÃ¤sthesien. Die Bewertung der Funktionsbehinderung im Bereich der
Lendenregion durch die gerichtlich bestellte SachverstÃ¤ndige war daher zutreffend
mit einem GdB von 10 erfolgt. Ausgehend von nur geringgradigen funktionellen
Auswirkungen der bei der KlÃ¤gerin bestehenden WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den in zwei
WirbelsÃ¤ulenabschnitten war fÃ¼r das "Funktionssystem WirbelsÃ¤ule" daher
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insgesamt ein Einzel-GdB von 10 anzusetzen.

Die beginnende Coxarthrose hat keine wesentliche BewegungseinschrÃ¤nkung zur
Folge, da nach den Feststellungen von Dr. S â�¦ im Bereich Streckung/Beugung
keine BewegungseinschrÃ¤nkung besteht.

FÃ¼r die FunktionsstÃ¶rungen der HÃ¤nde ist das SG zutreffend von einem Einzel-
GdB von 20 ausgegangen. Nach den Feststellungen von Dr. S â�¦ ist die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung der HÃ¤nde derzeit auf die Arthrose beider
Daumengrund- und -sattelgelenke zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Diese fÃ¼hrt nach den
glaubhaften Angaben der KlÃ¤gerin zu Schmerzen mit der Folge, dass sie Lasten
weder Heben noch Tragen kann. Der Faustschluss ist hingegen krÃ¤ftig, wobei die
Fingerspitzen die Hohlhand erreichen, der Spitzgriff rechts ist wegen Schmerzen
nicht, links gegen Widerstand nicht mÃ¶glich. Das von der KlÃ¤gerin angegebene
TaubheitsgefÃ¼hl an den Fingerspitzen 1-3 konnte von der gerichtlich bestellten
SachverstÃ¤ndigen nicht bestÃ¤tigt werden. Der SensibilitÃ¤tsstatus war ohne
Befund. Die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden Funktionsbehinderungen an beiden
HÃ¤nden sind am ehesten vergleichbar mit denen, die aufgrund einer Versteifung
beider Daumengelenke und des Mittelhand-Handwurzelgelenks in gÃ¼nstiger
Stellung bestehen, denn die GebrauchsfÃ¤higkeit der Daumen der KlÃ¤gerin ist
weitgehend aufgehoben. Nach Ziff. 26.18 S. 145 AHP ist hierfÃ¼r ein GdB von 20
vorgesehen. Eine ErhÃ¶hung des GdB fÃ¼r den Zeitraum, in dem die KlÃ¤gerin
rechts unter einem Carpal-Tunnel-Syndrom gelitten hat, kommt nicht in Betracht.
Zwar ergibt sich aus der medizinischen Dokumentation, dass dieses lÃ¤nger als
sechs Monate bestand und daher beachtenswert im Sinne des Â§ 2 Abs. 1 SGB IX
ist. Das Carpal-Tunnel-Syndrom rechts wurde erstmals im Mai 1995 diagnostiziert
und wurde erst durch die im Januar 1997 erfolgte Operation erfolgreich behandelt.
Infolge des Carpal-Tunnel-Syndroms hatte die KlÃ¤gerin Schmerzen in der rechten
Hand. Nach den Feststellungen von Dr. Pe â�¦ bestand daneben ein
TaubheitsgefÃ¼hl, eine EinschrÃ¤nkung der groben Kraft sowie des Spitzgriffes. Dr.
L â�¦ konnte ebenso wenig wie Dr. V â�¦ AuffÃ¤lligkeiten in der Motorik,
SensibilitÃ¤t oder Koordination feststellen. Da es sich bei dem Carpal-Tunnel-
Syndrom um eine Kompression des Nervus medianus handelt, ist die Bewertung der
infolge dessen eingetretenen Funktionsbehinderung vom SG zutreffend
entsprechend Ziff. 26.18, S. 147 AHP bewertet worden. Danach fÃ¼hrt der
vollstÃ¤ndige Ausfall des Nervus medianus zu einem GdB von 30 (distal) bis 40
(proximal). Das SG geht auch zu Recht davon aus, dass aufgrund der mitgeteilten
Befunde nicht von einem vollstÃ¤ndigen Ausfall des Nervus medianus ausgegangen
werden kann, so dass der GdB fÃ¼r den entsprechenden Zeitraum geringer
anzusetzen ist. Die Annahme eines Einzel-GdB von 20 fÃ¼r die durch das Carpal-
Tunnel-Syndrom rechts bedingten FunktionsstÃ¶rungen war daher nicht zu
beanstanden. Dies fÃ¼hrt indes nicht dazu, dass der Einzel-GdB fÃ¼r das
"Funktionssystem HÃ¤nde" von Mai 1995 bis Januar 1997 hÃ¶her als der nunmehr
fÃ¼r die Rhizarthrose anzusetzende GdB zu bewerten war. Die bei der KlÃ¤gerin
nachweisbar vorliegenden Funktionsbehinderungen durch die Rhizarthrose, die sich
nach den Feststellungen von Dr. S â�¦ im Verlaufszeitraum verschlechterte,
stimmen im Wesentlichen mit denen durch das Carpal-Tunnel-Syndrom
verursachten Ã¼berein. Insbesondere bestehen weiterhin Schmerzen in der rechten
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Hand und ist der Spitzgriff wegen dieser Schmerzen rechts nicht mÃ¶glich.
Inwiefern sich die durch das Carpal-Tunnel-Syndrom hervorgerufenen Schmerzen
noch durch die Rhizarthrose verstÃ¤rkt haben, lÃ¤sst sich anhand der Befunde nicht
feststellen. Wesentlich erscheint in diesem Zusammenhang die Feststellung von Dr.
P â�¦ im November 1997, also zu einem Zeitpunkt als das Carpal-Tunnel-Syndrom
rechts bereits operiert worden war, dass die KlÃ¤gerin seit 1996 immer die gleichen
Beschwerden habe. Auch hieraus schlieÃ�t der Senat, dass sich die jetzt durch Dr. S
â�¦ festgestellten Funktionsbehinderungen seit 1995 nicht wesentlich im Bereich
der rechten Hand verÃ¤ndert haben, vielmehr die Krankheitsursache hierfÃ¼r nur
eine andere ist. Dabei ist mit Dr. S â�¦ davon auszugehen, dass sich die bei der
KlÃ¤gerin vorliegende psychische StÃ¶rung ganz sicher beeinflussend auf das
objektive Beschwerdebild der KlÃ¤gerin auswirkt.

FÃ¼r die bei der KlÃ¤gerin vorliegende seelische StÃ¶rung ist ein GdB von 40
anzusetzen. Dies entspricht Ziff. 26.3, S. 60 der AHP. Danach sind stÃ¤rker
behindernde (seelische) StÃ¶rungen mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis-
und GestaltungsfÃ¤higkeit (z. B. ausgeprÃ¤gtere depressive, hypochondrische,
asthenische oder phobische StÃ¶rungen, Entwicklungen mit Krankheitswert,
somatoforme StÃ¶rungen) mit einem GdB von 30 bis 40 bewerten. Anhaltspunkte
fÃ¼r schwere StÃ¶rungen (z. B. schwere Zwangskrankheit), die, wenn sie mit
mittelgradigen sozialen Anpassungsschwierigkeiten verbunden sind, einen GdB von
50 bis 70 und mit schweren sozialen Anpassungsschwierigkeiten einen GdB von 80
bis 100 rechtfertigen, bestehen aufgrund der vorliegenden medizinischen
Dokumentation nicht. Der Senat sah sich insoweit auch nicht zu weiteren
Ermittlungen veranlasst. HierfÃ¼r ergab sich aus dem Sachvortrag der KlÃ¤gerin
kein Anhalt.

Die festgestellten FunktionsstÃ¶rungen in Form der Funktionsbehinderung der
WirbelsÃ¤ule mit einem Einzel-GdB von 10, der HÃ¤nde mit einem Einzel-GdB von
20 sowie der seelischen StÃ¶rung mit einem Einzel-GdB von 40 bedingen einen
Gesamt-GdB von 50. Dies hat das SG zu Recht festgestellt. Bei der Ermittlung des
Gesamt-GdB ist gem. Ziff. 19 der AHP bei Vorliegen mehrerer FunktionsstÃ¶rungen
zwar der jeweilige Einzel-GdB anzugeben. MaÃ�geblich ist jedoch der Gesamt-GdB,
welcher nur fÃ¼r den Gesamtzustand der Behinderung festgestellt wird, nicht fÃ¼r
EinzelfunktionsbeeintrÃ¤chtigungen. Bei den Einzel-GdB-Werten handelt es sich
lediglich um EinsatzgrÃ¶Ã�en, bei denen die EinschÃ¤tzung des Gesamt-GdB
einerseits vorbereitet, andererseits nachvollziehbar begrÃ¼ndet und damit
Ã¼berprÃ¼fbar gemacht wird. Darin erschÃ¶pft sich die Bedeutung der Einzel-GdB.
Sie gehen als bloÃ�e MessgrÃ¶Ã�e fÃ¼r mehrere zugleich vorliegende
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen restlos im Gesamt-GdB auf und erwachsen nicht in
Rechtskraft.

Bei der Ermittlung des Gesamt-GdB durch alle FunktionsstÃ¶rungen zusammen
dÃ¼rfen nach Ziff. 19 Abs. 1 AHP die einzelnen Teil-GdB-Werte nicht einfach addiert
werden. Auch andere Rechenmethoden sind fÃ¼r die Bildung eines Gesamt-GdB
ungeeignet. MaÃ�gebend sind die Auswirkungen der einzelnen
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen zueinander. Dabei fÃ¼hren indes leichte
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GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen Teil-GdB von 10 bedingen, nicht zu einer
wesentlichen Zunahme des AusmaÃ�es der Gesamt-BeeintrÃ¤chtigung, die bei dem
Gesamt-GdB berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnte (vgl. BSG, Urteil vom 11.03.1998 â��
B 9 SB 9/97 R -). Auch bei leichten Behinderungen mit einem Teil-GdB von 20 ist es
regelmÃ¤Ã�ig nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es
der Behinderung zu schlieÃ�en. Bei der Beurteilung des Gesamt-GdB ist daher in
der Regel von der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den hÃ¶chsten
Einzel-GdB bedingt. Im Hinblick auf alle weiteren FunktionsstÃ¶rungen ist zu
prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird,
ob also wegen der weiteren FunktionsstÃ¶rungen dem ersten GdB 10 oder 20 oder
mehr Punkte hinzuzufÃ¼gen sind, um der Behinderung insgesamt gerecht zu
werden (vgl. Ziff. 19 Abs. 3 AHP). Bei der Bildung des Gesamt-GdB ist zu beachten,
wie weit die Auswirkungen der einzelnen Behinderungen voneinander unabhÃ¤ngig
sind und damit ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens
betreffen, ob sich eine Behinderung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,
wie weit sich die Auswirkungen der Behinderungen Ã¼berschneiden und ob das
AusmaÃ� einer Behinderung durch eine hinzutretende GesundheitsstÃ¶rung nicht
verstÃ¤rkt wird.

Vor diesem Hintergrund hÃ¤lt der Senat unter BerÃ¼cksichtigung der festgestellten
Einzel-GdB-Werte einen Gesamt-GdB von 50 fÃ¼r zutreffend und in Einklang
stehend mit den AHP. Die Auswirkungen der Behinderungen auf orthopÃ¤dischem
und psychischem Gebiet sind voneinander unabhÃ¤ngig, so dass die
FunktionsstÃ¶rungen der HÃ¤nde, der WirbelsÃ¤ule und die seelische StÃ¶rung bei
der Bildung des Gesamt-GdB zu berÃ¼cksichtigen waren. Andererseits fÃ¼hrt die
Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule mit einem Einzel-GdB von 10 und der
HÃ¤nde mit einem Einzel-GdB von 20 zu keiner wesentlichen Zunahme der durch
die seelische StÃ¶rung bedingten Behinderung.

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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